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Anliegen des Deutschen Bauernverbandes 

zur Herbst-Agrarministerkonferenz 2025 

Berl in ,  den 22. September 2025 

Die Tagesordnung der bevorstehenden Agrarministerkonferenz vom 24. bis zum 26. September 2025 hat 

eine große Themenpalette. Zu einigen wichtigen Themen möchte der Deutsche Bauernverband (DBV) 

nachfolgend – auch in Ergänzung zu den Positionen für die vorangegangenen 

Agrarministerkonferenzen – seine Anliegen zusammenfassen. 

Weiterentwicklung und Umsetzung der EU-Agrarpolitik 

Klare Zuständigkeiten und transparente Verfahren bei der Gemeinsamen Agrarpolitik ab 2028 

verbunden mit einem eigenständigen, robusten Agrarbudget (Bezug: TOP 5, 6, 7) 

Der DBV unterstützt im Grundsatz die von den Berichterstattern vorgelegten Vorschläge zu TOP 5, TOP 6 

und TOP 7, sowie die an die Bundesregierung gerichteten Fragestellungen zur Gemeinsamen Agrarpolitik 

(GAP) und dem Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) der EU ab 2028.  

Die EU-Kommission hat einen Vorschlag für den MFR unterbreitet, der einen Gesamtausgabenrahmen 

von 1,26 % des Bruttonationaleinkommens (BNE) vorsieht – inklusive Schuldendienst. In der GAP sind 

darin 293,7 Mrd. € für die Einkommensstützung vorgesehen, ergänzt durch eine Agrarreserve von 

6,3 Mrd. €. Dies stellt eine reale Kürzung gegenüber dem bisherigen Umfang von rund 387 Mrd. € dar. 

Besonders kritisch ist, dass keine Inflationsabsicherung vorgesehen ist, wodurch die Kaufkraft der GAP-

Mittel weiter sinken könnte. Im Rahmen der Strukturreform des EU-Haushalts und der GAP soll die 

bisherige Zwei-Säulen-Struktur (EGFL/ELER) abgeschafft werden. Stattdessen wird die GAP künftig in 

nationale und regionale Partnerschaftspläne (NRP) eingebettet. Ein eigenständiger GAP-Strategieplan 

entfällt, die Mittel werden als nationale Zuschüsse auf Basis von Partnerschaftsabkommen vergeben. Die 

GAP-Zahlungen erfolgen weitgehend unabhängig von konkreten Reformzusagen, gesteuert wird über 

Meilensteine und Zielvereinbarungen.  
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Darüber hinaus sollen die Instrumente der GAP grundlegend verändert werden. Die bisherige 

Konditionalität wird durch das Konzept „Farm Stewardship“ ersetzt, das Umwelt-, Sozial- und 

Schutzanforderungen als neue Basis definiert. Die Einkommensstützung wird ab 20.000 € pro Betrieb und 

Jahr degressiv gestaffelt und orientiert sich am sogenannten „Bedürftigkeitsansatz“. Zielgruppen sind 

dabei insbesondere Junglandwirte, Frauen, Kleinbetriebe, Kombinationsbetriebe sowie benachteiligte 

Regionen. Ab 100.000 € pro Betrieb und Jahr ist eine Kappung vorgesehen. Agrarumwelt- und 

Klimamaßnahmen (AUKM) sowie Ökoregelungen werden zusammengeführt, um freiwillige 

Umweltleistungen über Managementverpflichtungen zu fördern. Gekoppelte Zahlungen sind bis zu 25 % 

der Mittel möglich. Weitere Elemente der GAP umfassen Risikomanagement, Investitionen, LEADER, 

Wissen und Innovation sowie den Ausgleich gesetzlicher Auflagen. Aus Sicht des DBV birgt der Vorschlag 

erhebliche Risiken. Die reale Kürzung der GAP-Mittel wird durch nominelle Beträge verschleiert, ohne 

Inflationsausgleich sinkt die Unterstützung spürbar. Zudem droht eine Renationalisierung der 

Agrarpolitik, da die Integration in NRP-Pläne ohne klar definierte Budgets die gemeinsame europäische 

Ausrichtung schwächt. Steuerungsdefizite auf nationaler Ebene gefährden die Kohärenz und 

Vergleichbarkeit der Maßnahmen. Die pauschale Degression und Kappung der Zahlungen ignorieren 

strukturelle Unterschiede und beeinträchtigen die Wettbewerbsfähigkeit größerer Betriebe. 

Konventionelle Betriebe könnten durch die starke Ausrichtung auf Ökolandbau und gekoppelte 

Zahlungen benachteiligt werden. Auch die Schnittstellen zu den anderen Bereichen des Fonds für 

nationale und regionale Partnerschaften (NRP) sind unklar – wir erwarten große Konkurrenz um die zur 

Verfügung stehenden Mittel und einen ungewissen Ausgang für die ländliche Entwicklung ohne 

gesonderte Mittelzuweisung.  

Der DBV fordert daher für die GAP ab 2028 eine finanzielle Sicherung durch inflationsbereinigte Mittel 

und eine verlässliche Einkommensstützung für alle Betriebsformen. Die bewährte Zwei-Säulen-Logik 

muss erhalten bleiben, auch um die Kofinanzierung der GAK zu sichern. Eine Integration in den Fonds für 

NRP wird abgelehnt. Förderinstrumente müssen gerecht, nachvollziehbar und wirksam für alle 

Betriebsgrößen und Bewirtschaftungsformen ausgestaltet sein. Folgerichtig wird der Vorschlag zur 

Kappung und Degression abgelehnt. Klare Zuständigkeiten und transparente Verfahren mit regionaler 

Verankerung sind essenziell. Agrarumweltmaßnahmen müssen praxisgerecht, wirtschaftlich tragfähig 

und kooperativ umsetzbar sein. Schließlich fordert der DBV ein eigenständiges festes Budget für die 

Entwicklung der ländlichen Räume. 
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Zukunftsfähige Gestaltung der GAP auf nationaler Ebene (Bezug: TOP 9) 

Die von der EU-Kommission geplanten Vorschläge zur Vereinfachung der GAP enthalten erste positive 

Ansätze – reichen jedoch bei weitem nicht aus, um die dringend benötigte Entlastung für alle 

landwirtschaftlichen Betriebe in der Fläche zu erreichen. Positiv zu bewerten ist, dass Biobetriebe künftig 

weitgehend von den GLÖZ-Auflagen befreit werden sollen. Die Pläne müssen bis zum Beschluss des 

finalen Pakets aus Brüssel jedoch weitere Entlastungsschritte für alle Betriebe ergeben, die auch für 

konventionell wirtschaftende Betriebe wirksam und spürbar werden und diese bei überzogenen 

Detailregulierungen entlasten. Dazu gehört u. a. eine EU-rechtliche Rücknahme von Genehmigungs- und 

Anzeigeverpflichtungen beim Dauergrünlanderhalt (GLÖZ 1) sowie eine simple und praxistaugliche 

Stichtagsregelung zum Schutz von produktivem Ackerland, die die überflüssige 5-Jahres-Definition von 

Dauergrünland im EU-Recht ersetzt. Die geplante Förderung von Investitionen junger Landwirtinnen und 

Landwirte, die Einführung pauschaler Förderinstrumente für kleinere Betriebe sowie die Reduzierung der 

Vor-Ort-Kontrollen heißen wir gut. Klar ist jedoch: Erleichterungen für kleinere Betriebe müssen 

uneingeschränkt auch für größere Betriebe gelten. 

Völlig unzureichend ist aus Sicht des DBV, dass die soziale Konditionalität nicht zur Disposition gestellt 

wird – obwohl sie Betriebe mit Fremdarbeitskräften erheblich belastet und in ihrer jetzigen Form 

praxisfern ist. Der DBV bekräftigt hier seine bisherige Position zur Streichung der sozialen Konditionalität 

als klare Vereinfachungsforderung in Richtung EU. Diese Forderung haben zuletzt auch die Bundesländer 

in ihren Forderungskatalogen zur Weiterentwicklung der GAP deutlich gemacht. Bislang dauern die 

Verhandlungen um das GAP-Vereinfachungspaket in Brüssel an. Das Paket beinhaltet erste Schritte zur 

Entlastung der landwirtschaftlichen Betriebe, denen allerdings weitere Vereinfachungen folgen müssen. 

Im Sinne einer noch möglichen Umsetzung auf den Betrieben in den Antragsjahren 2026 und 2027 der 

laufenden GAP-Periode plädiert der DBV für einen schnellen Abschluss der EU-Verhandlungen und 

anschließend eine unmittelbare und uneingeschränkte Umsetzung in nationales Recht. Gleichwohl 

müssen sich Bund und Länder in Zukunft weiterhin für spürbare Vereinfachungen der GAP-Förderung 

sowie dem Fachrecht in anderen Bereichen, z. B. Pflanzenschutz und Umweltvorgaben, einsetzen und 

konkrete Vorschläge in die politischen Debatten in Brüssel proaktiv einbringen. 

 

2. EU-Angelegenheiten 

Zwischenbilanz bei Umsetzung der Natur-Wiederherstellungsverordnung fällt negativ aus (Bezug: TOP 

11) 

Nach Ablauf der Hälfte der Umsetzungsfrist für die europäische Natur-Wiederherstellungsverordnung ist 

aus Sicht des DBVs die Zwischenbilanz negativ. Eine echte Beteiligung der Betroffenen findet nicht statt, 
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sondern lediglich Informationsformate und allgemeine Konsultationen. Konkrete Vorschläge zur 

Umsetzung liegen noch nicht vor. Zusagen für eine Kooperation mit den Landnutzern bleiben nach wie 

vor vage und unverbindlich. In seiner aktuellen Erklärung des erweiterten Präsidiums fordert der DBV, bei 

der Umsetzung der Verordnung ausschließlich auf Freiwilligkeit und Kooperation zu setzen. 

Ordnungsrecht oder Vorkaufsrechte des Naturschutzes müssen verbindlich ausgeschlossen werden. 

Daneben müssen bei der nationalen Umsetzung der europäischen Naturwiederherstellungs-Verordnung 

die betroffenen Land- und Forstwirte sowie Grundeigentümer vollumfänglich beteiligt werden. Bisher 

erfolgt dies jedoch im Wesentlichen über Informationsformate, die nicht dem Anspruch einer echten 

Beteiligung gerecht werden. Zudem muss bei der Umsetzung angesichts knapper Flächen Qualität vor 

Quantität gehen. So sollte vorrangig eine qualitative Aufwertung von bereits im Eigentum des 

Naturschutzes stehenden Flächen erfolgen. Mit Blick auf den engen Zeitplan und die vielfältigen 

Webfehler der Naturwiederherstellungs-Verordnung müssen aus Sicht des DBV auf europäischer Ebene 

die Umsetzungsfristen verlängert werden. Bisher keine Initiativen der Bundesregierung erkennbar sind 

zudem hinsichtlich der Vereinbarung im Koalitionsvertrag der Regierungsfraktionen, sich in Brüssel für 

Vereinfachungen der EU-Naturwiederherstellungs-Verordnung einzusetzen. 

 

Wasserstrategie muss Wassernutzung für Ernährungssicherung priorisieren (Bezug: TOP 12, 27) 

Der DBV erkennt den Ansatz der EU-Wasserstrategie an, wonach es keiner weiteren Regulierung bedarf, 

sondern auf Kooperation und Förderung gesetzt werden soll. Dies ist richtiger Schritt des bereits 

vorhandenen hohen Regelungsniveaus zur Ressource Wasser. Erforderlich ist sowohl bei einer 

europäischen als auch der nationalen Wasserstrategie mit Blick auf die künftigen Wassernutzungen und 

dem Klimawandel, eine Priorisierung der Landwirtschaft bei der Wassernutzung zur Ernährungssicherung 

vorzunehmen. Für die Bewässerung landwirtschaftlicher Kulturen und zur Versorgung von Tieren muss 

der Landwirtschaft neben der Trinkwasserversorgung oberste Priorität in der Wassernutzung eingeräumt 

werden. Im Sinne der Versorgungssicherheit mit Nahrungs- und Futtermittenmitteln und nachwachsen 

Rohstoffen bedarf es zusätzlicher Investitionsförderungen für die Schaffung der erforderlichen 

Wasserinfrastruktur für die Bewässerung sowie für ein besseres Wassermanagement für den Rückhalt des 

Wassers in der Fläche. Letztlich ist es erforderlich, das Thema Wasserwiederverwendung auch in 

Deutschland stärker voranzubringen. Bei der Wiederverwendung von Wasser aus Kläranlagen sind zwar 

hohe Qualitätsstandards im Sinne des Boden- und Verbraucherschutzes erforderlich. Nicht akzeptabel 

wäre jedoch, wenn die Wasserwiederverwendung durch überzogene Auflagen verhindert oder sogar die 

Regenwassernutzung aus der getrennten Kanalisation der Wiederverwendung in der Landwirtschaft 

entzogen würde. Die deutsche Landwirtschaft nutzt nur 2,2 Prozent der ca. 20 Mrd. Kubikmeter 
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umfassenden hiesigen Wasserentnahme zur Beregnung von Kulturen oder als Trinkwasser in der 

Tierhaltung. Mit rund 500.000 ha werden zudem nur rund 3 Prozent der gesamten landwirtschaftlichen 

Fläche tatsächlich bewässert. 

 

3. Nationale Rahmenbedingungen der Agrarwirtschaft 

Grundlegende Beschleunigung und Optimierung der Zulassungsverfahren von Pflanzenschutzmitteln 

essenziell für den Erhalt der Versorgungssicherheit (Bezug: TOP 14) 

Die Landwirtschaft in der EU und in Deutschland steht vor dem gravierenden Problem eines 

zunehmenden Verlustes von Pflanzenschutzwirkstoffen. Dies ist primär auf die kontinuierliche 

Verschärfung der Zulassungskriterien zurückzuführen. Angesichts der Herausforderungen des 

Klimawandels und der damit verbundenen Bedrohung der Versorgungssicherheit benötigen wir dringend 

eine grundlegende Beschleunigung und Optimierung der Zulassungsverfahren von 

Pflanzenschutzmitteln. Dabei ist es unerlässlich, die Kompetenzen der am Zulassungsprozess beteiligten 

Behörden kritisch zu hinterfragen und bestehende Verhinderungsstrukturen konsequent zu beseitigen. 

Eine Reform der EU-Verordnung 1107/2009 mit einer Umstellung von der gegenwärtigen 

gefahrenbasierten auf eine hybride beziehungsweise risikobasierte Bewertung ist hierfür von zentraler 

Bedeutung. 

 

1:1 Umsetzung von Pflanzenschutzmittel-Zulassungen von europäischer zu nationaler Ebene (Bezug: 

TOP 15) 

Die Zukunftsfähigkeit des deutschen Zulassungsverfahrens hängt entscheidend davon ab, dass die 

Pflanzenschutzmittel-Zulassung nicht weiterhin mit umweltpolitischen Fragestellungen überfrachtet 

wird. Die Förderung der Biodiversität muss primär Aufgabe der Agrar- und Naturschutzpolitik bleiben. 

Darüber hinaus ist es von Wichtigkeit, dass die zonale Zulassung von Pflanzenschutzmitteln in Europa 

ohne Abstriche auch national umgesetzt wird. Nationale Sonderwege, die zu erheblichen 

Wettbewerbsnachteilen für unsere Landwirte führen, müssen der Vergangenheit angehören, um eine 

faire und einheitliche Behandlung aller europäischen Produzenten zu gewährleisten. 

 

Eine ernstgemeinte und wirksame Initiative zum Bürokratieabbau (Bezug: TOP 21) 

Ein ernsthaftes Engagement und ein deutliches Bekenntnis der Regierung zum Bürokratieabbau und zur 

Deregulierung sind dringend erforderlich, um die Wettbewerbsfähigkeit und Zukunftsfähigkeit unserer 

Landwirtschaft nachhaltig sichern. Der DBV begrüßt, dass dieses Anliegen nun ressortübergreifend und 
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mit Nachdruck angegangen werden soll. Koordiniertes Vorgehen und eine praxisgerechte Umsetzung 

sind von zentraler Bedeutung. Gern verweisen wir auf unseren Forderungskatalog zur Entlastung der 

Landwirtschaft und zum Bürokratieabbau. 

Die detaillierte Prüfung und Abstimmung von Bund und Ländern zur Nutzung von vereinfachten 

Kostenoptionen in der GAK befürworten wir als wichtigen Schritt. Besonders in den investiven 

Fördermaßnahmen des GAK-Förderbereichs 1 (Integrierte ländliche Entwicklung) und 2 

(Investitionsförderung) sieht der Berufsstand Potentiale für eine verstärkte Anwendung von VKO. Dies 

könnte sowohl die Akzeptanz bei potenziell Begünstigten als auch bei den zuständigen Verwaltungen 

erhöhen. Der DBV fordert Bund und Länder daher auf, den GAK-Rahmenplan auf Grundlage der Prüfung 

und Abstimmung mit den Haushalts- und Koordinierungsreferentinnen so weiterzuentwickeln, dass die 

Anwendung von VKO für die Länder künftig einfacher und praktikabler wird. Darüber hinaus muss 

insgesamt die Prozessdigitalisierung innerhalb der GAK weiter verbessert werden. 

 

Die langfristige Fortführung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe im Fokus der Steuerpolitik (Bezug: 

TOP 24) 

Der DBV begrüßt das Engagement für die Einführung einer steuerfreien Risikoausgleichsrücklage. Die 

langfristige Fortführung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe muss im Fokus der Steuerpolitik stehen. 

Das Management von Risiken in der Land- und Forstwirtschaft ist die zentrale Zukunftsaufgabe und muss 

mit steuerlichen Instrumenten zwingend besser berücksichtigt werden. Neben den aktuellen Krisen sind 

die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe wie keine andere Branche dem Klimawandel und damit 

verbundenen Ernteausfällen und volatilen Märkten ausgesetzt, was auch in Zukunft zu stark 

schwankenden Gewinnen führen wird. Die letzten Jahre mit extremen Gewinnschwankungen belegen 

dies mehr als deutlich. Zur Stärkung ihrer eigenen Risikovorsorge im Rahmen einer ausgeglichenen 

Besteuerung und zur Bewältigung der großen Herausforderungen muss für die landwirtschaftlichen 

Betriebe endlich die Möglichkeit für eine steuerfreie Gewinnrücklage realisiert und schnellstmöglich 

umgesetzt werden. Außerdem muss die Wiederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe mit 

weiteren steuerlichen Entlastungsmaßnahmen flankiert werden.  

 

Bundeshaushalt 2026 und GAK - tragfähige Landesförderprogramme umgehend nötig (Bezug: TOP 25) 

Der DBV hat sich wiederholt für eine unterjährige Umschichtung der Kassenmittel zwischen den Ländern 

ausgesprochen, die erstmals 2024 im begrenzten Maße vorgenommen wurde. Im Falle der GAK werden 

Haushaltsreste in der GAK 2025 aufgrund der späten Zuweisung der Mittel an die Länder im Zuge der 

https://www.bauernverband.de/fileadmin/user_upload/dbv/pressemitteilungen/2025/KW_38/DBV-Forderungen_Entlastung_Landwirtschaft_und_Buerokratieabbau_aktualisierte_Fassung.pdf
https://www.bauernverband.de/fileadmin/user_upload/dbv/pressemitteilungen/2025/KW_38/DBV-Forderungen_Entlastung_Landwirtschaft_und_Buerokratieabbau_aktualisierte_Fassung.pdf
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vorläufigen Haushaltsführung entstehen. Der DBV betont, dass ein unvollständiger Mittelabfluss in der 

GAK und vor allem im Bundesprogramm Umbau der Tierhaltung (BUT) nicht gleichzusetzen ist mit einem 

fehlenden Bedarf. Für das BUT ist festzuhalten, dass es erst im März 2024 auf den Weg gebracht wurde. 

Das investive Programm erfordert angesichts der damit verbundenen enormen Investitionssummen 

zunächst Klärungsbedarf in den Unternehmerfamilien und dann das auf den Weg bringen einer 

Baugenehmigung, welche nach bisheriger Erfahrung schnell ein bis drei Jahre dauern kann. Unabhängig 

davon wurden durch zu hohe Zugangskriterien weitere Betriebe von einer Antragstellung abgehalten. 

Das unvermittelte Ende des Bundesprogrammes hat dazu geführt, dass zahlreiche Tierhalter, 

insbesondere Sauenhalter nun abrupt ausgebremst wurden, die sich seit einigen Monaten auf eine 

Antragsstellung bis 2028 für die Neugestaltung des Deckzentrums vorbereiten und teilweise bereits Geld 

in Bauantragsunterlagen investiert haben. 

Der DBV kritisiert das vorzeitige Ende des BUT mit Antragsfrist zum 30.04.2026 und die 

Zurücküberführung in der GAK. Bund und Länder müssen den materiellen Schaden und vor allem den 

entstandenen, enormen Vertrauensverlust in politische Entscheidungen nun dringend begrenzen. Der 

DBV fordert Bund und Länder auf, umgehend tragfähige Landesförderprogramme für spätestens 2027 

abzustimmen. Sauenhalter, die sich aktuell bereits auf den Weg gemacht haben, das Deckzentrum und 

den Abferkelbereich auf sehr hohe Standards umzubauen und dabei die Fördermöglichkeiten des BUT 

fest eingeplant hatten, brauchen schnellstens Klarheit wie es nun weitergeht und auf was sie sich im 

Rahmen zukünftiger Länderprogramme verlassen können. Daher muss der Bund die vorgesehenen nicht 

verausgabten Bundesmittel für das BUT mit Priorisierung für die Sauenhalter in die GAK überführen. 

 

Verursachergerechtigkeit muss Betriebe von strengen Auflagen in Roten Gebieten befreien (Bezug: TOP 

28, 29, 30) 

Im Sinne des Bürokratieabbaus war die Aufhebung der Stoffstrombilanzverordnung ein erster wichtiger 

Schritt. Jetzt bedarf es weiterer Änderungen im Düngerecht. Dringend erforderlich ist die ersatzlose 

Streichung der Ermächtigung im Düngegesetz für die Stoffstrombilanzverordnung. Darüber hinaus 

müssen bereits im Düngegesetz erste Eckpfeiler für eine stärkere Verursachergerechtigkeit geschaffen 

werden. Hierfür sollte bereits als Ermächtigung für die Düngeverordnung festgelegt werden, dass 

wasserschonend wirtschaftende Betriebe in den sogenannten Roten Gebieten von den strengen Auflagen 

befreit werden können. Als Nachweis kann beispielsweise ein Nährstoffvergleich vorgelegt oder N-Min-

Werte im Herbst, eine dynamische Düngeplanung oder ähnliche Nachweisverfahren herangezogen 

werden. Bei der geplanten Monitoringverordnung ist es dringend erforderlich, ein Übermaß an 



www.bauernverband.de 

  

 

 

8 
 

Datensammlung zu vermeiden und keine neuen Datenerhebungen bzw. Dokumentationspflichten zu 

schaffen. Letztlich sind die Länder gefordert, nach wie vor eine Verdichtung der Messnetze vorzunehmen, 

um eine möglichst differenzierte Gebietsabgrenzung vornehmen zu können. 

 

Vollumfängliche Neugestaltung des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes (Bezug: TOP 31)  

Der DBV ist Teil einer Verbändeallianz, die eine grundlegende, vollumfängliche Neugestaltung des 

Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes aufgrund der zahlreichen Mängel gefordert hat. Dazu gehören u. a. 

eine Anerkennung privatwirtschaftlicher Initiativen als Durchführungs- und Kontrollinstanz, eine 

verpflichtende Einbeziehung von ausländischer Ware, sowie der Außer-Haus-Verpflegung und eine 

vollumfängliche Downgradingmöglichkeit. Der DBV fordert die Bundesländer auf, diesen Vorschlag 

vollumfänglich zu unterstützen. 

 

4. Umweltaspekte in der Agrarwirtschaft 

Vollregelung für Wolf im Jagdrecht erforderlich (Bezug: TOP 32) 

Da der Wolfsbestand in Deutschland nach wie vor exponentiell zunimmt und das Rissgeschehen bei 

Schafen, Ziegen, Rindern, Pferden und landwirtschaftlichem Gehegewild nach wie vor existentiell ist, ist 

es höchste Zeit für eine Änderung der Wolfspolitik. Auf der Basis eines abgesenkten Schutzstatus des 

Wolfes auf europäischer Ebene muss der Wolf mit einer Vollregelung ins Jagdrecht aufgenommen und 

aus dem Bundesnaturschutzgesetz entfernt werden. Im Bundesjagdgesetz muss sowohl eine 

funktionierende und rechtssichere Regelung zum Abschuss von Wölfen nach Rissereignissen im Umkreis 

von 10 km um den Riss für die Dauer eines Quartals geschaffen werden als auch ein konkretes 

Bestandsmanagement. Hierfür muss unverzüglich der unhaltbare Zustand einer ungeklärten Lage beim 

Erhaltungszustand des Wolfsbestandes in der kontinentalen Region aufgelöst werden, in dem der 

günstige Erhaltungszustand des Wolfes in einer der weltweit am dichtesten mit Wölfen besetzten 

Regionen nach Brüssel gemeldet wird. Ein Einstieg in ein aktives Bestandsmanagement ist mehr als 

überfällig und rechtlich möglich. Letztlich müssen neben dem Instrument eines Reaktionsmanagements 

einerseits und eines generellen Bestandsmanagements andererseits auch Regionen festgelegt werden, 

die nicht oder nicht mit verhältnismäßigem Aufwand einzäunbar sind. In diesen Wolfsausschlussgebieten 

oder Weideschutzgebieten muss eine Ansiedelung des Wolfs verhindert werden. Diese Gebiete sollten 

nicht nur an Küsten und in den Bergen festgelegt, sondern auch in Grünland-reichen Gebieten mit viel 

Weidetierhaltung eingerichtet werden. Entscheidend ist, dass nunmehr unverzüglich gehandelt wird, da 

den Haltern von Weidetieren kein weiteres Zaudern und Hinhalten mehr vermittelbar ist. 

https://www.bauernverband.de/fileadmin/user_upload/dbv/pressemitteilungen/2025/KW_35/Verbaendekonzept_THKG.pdf
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5. Ländliche Entwicklung 

Kommunale Selbstverwaltung zur Sicherung der Nahversorgung und Daseinsvorsorge in ländlichen 

Räumen stärken (Bezug: TOP 37) 

Die lokale Lebensqualität wird wesentlich durch ein flächendeckendes Vorhandensein und eine gute 

Qualität von Daseinsvorsorgeeinrichtungen bestimmt. Dabei stellt sich die Problemkonstellation und die 

fehlende Versorgung in jeder Region anders dar, so dass der Handlungsbedarf in den Regionen definiert 

werden muss. Der DBV fordert, die kommunale Selbstverwaltung zu stärken, um nötige 

Handlungsspielräume zu ermöglichen. Der Regelbetrieb einer funktionierende Daseinsvorsorge muss 

über eine auskömmliche Grundfinanzierung sichergestellt werden. Der DBV weist darauf hin, dass 

bürgerschaftliches Engagement Daseinsvorsorge ergänzen kann, aber nicht ersetzen. Förderprogramme 

insbesondere Instrumenten der integrierten Landentwicklung sind essenziell, um die Grund- und 

Nahversorgung in ländlichen Raum zu verbessern, für eine gelungene Daseinsvorsorge und soziale 

Teilhabe. Hierzu sind die Gemeinschaftsaufgaben GAK und GRW als zentrale Förderinstrumente finanziell 

zu stärken. Der DBV stellt fest, dass es in den Gemeinschaftsaufgaben in den vergangenen Jahren jedoch 

zu spürbaren Mittelkürzungen kam, die zu Lasten der ländlichen Räume gehen, und weist darauf hin, dass 

regionale Ungleichheiten sowie eine unzureichende Daseinsvorsorge das Vertrauen in demokratische 

Institutionen gefährden kann. 

 

6. Veterinärwesen 

Erkenntnisse aus Wissenschaft und Forschung beim Kupierverzicht unabdingbar (Bezug: TOP 38) 

Schweinehaltende Betriebe führen den Vorgang des Schwanzkupierens bereits nach „guter fachlicher 

Praxis“ aus und arbeiten auf Basis des aktuellen Aktionsplans zur Reduzierung des Schwanzkupierens 

bereits intensiv an einer Lösung des Themas. 

Das Thema „Kupierverzicht“ kann nicht durch Ordnungsrecht gelöst werden, sondern benötigt fundierte 

Erkenntnisse durch Wissenschaft und Forschung. Anstelle von weiteren gesetzlichen Regelungen bedarf 

es vielmehr unterstützender Anreizmaßnahmen wie es sie z. B. in Niedersachsen gab. Somit lehnt der DBV 

weitere Verschärfungen – gegenüber dem in den Bundesländern bestehenden und praktizierten 

Aktionsplan – rund um das Thema „Kupieren des Schwanzes bei Schweinen“ ab. Zielführender ist es, 

weitere Projekte mit Lehr- und Versuchsanstalten zu entwickeln, um für die Schweinehalter 

praxistaugliche und tragfähige Verfahren zu diesem Thema zu entwickeln. 

 

 



www.bauernverband.de 

  

 

 

10 
 

7. Verschiedenes 

Ernährungsnotfallvorsorge im Mittelpunkt (Bezug: TOP 46) 

Eine starke heimische Land- und Forstwirtschaft im Haupt- und Nebenerwerb ist ein Schlüsselfaktor für 

Versorgungs- und Ernährungssicherheit. Ernährung ist und bleibt eines der wichtigsten Individualrechte 

des Menschen und muss höchste politische Priorität haben. Die deutsche Landwirtschaft erzeugt mit 

vielfältigen Strukturen und Betrieben hochwertige und sichere Nahrungsmittel, nachwachsende 

Rohstoffe und Energie. Die Lebensmittelerzeugung setzt zudem funktionierende 

Lebensmittellieferketten voraus. Der Selbstversorgungsgrad Deutschlands bei Lebensmitteln liegt bei 

rund 83%. Eine Sicherung und Stärkung dieser Zielgröße ist Grundvoraussetzung für 

Versorgungssicherheit. Dabei wird eine vollständige Selbstversorgung voraussichtlich nicht erreichbar 

und die Einbindung in den internationalen Handel notwendig sein. Hier spielt der EU-Binnenmarkt eine 

zentrale Rolle. Versorgungssicherheit muss daher immer unter Einbezug aller politischen Ebenen und 

Wirtschaftsakteure betrachtet werden. Der Vorrang für eine vielfältige Ernährung mit tierischen und 

pflanzlichen Lebensmitteln – am besten aus regionaler Erzeugung – muss umgesetzt werden, besonders 

was die Flächennutzung betrifft. Landwirtschaft ist die Produktionsgrundlage für die kritische 

Infrastruktur Ernährung und muss entsprechend geschützt werden. Neben einer 

Ernährungsnotfallvorsorge ist zwingend eine Notfallstrategie zur Aufrechterhaltung der kritischen 

Infrastruktur Ernährung zu rentablen Bedingungen erforderlich. Dabei sind alle Maßnahmen in 

Abstimmung mit den Landwirtinnen und Landwirten sowie nach der Maßgabe der Verhältnismäßigkeit zu 

treffen. Die Kritikalität einzelner Anlagen und die Risikoorientierung sind zu beachten. 

Versorgungssicherheit muss zudem in die Agenda des Nationalen Sicherheitsrates aufgenommen werden. 

Es ist sicherzustellen, dass das Sondervermögen im Bereich Zivil- und Bevölkerungsschutz auch die KRITIS 

Lebensmittelversorgung abdeckt. Für die Zivile Notfallsreserve sollte explizit die Finanzierung über die 

im GG verankerte Bereichsausnahme verankert werden. Damit wird eine unbefristete finanzielle 

Absicherung geschaffen. Der Bund muss sich dafür einsetzen, dass die EU Stockpiling Strategy nicht zu 

neuen unwirksamen bürokratischen Lasten führt. Strategien und Maßnahmen zur Bevorratung müssen 

weiterhin in grundsätzlicher Zuständigkeit der Mitgliedsstaaten verbleiben. Eine verhältnismäßig 

Bevorratungsstrategie verhindert negative Marktreaktionen. Der Einbezug der Wirtschaft in die 

Gestaltung möglicher zusätzlicher Instrumente ist daher zwingend notwendig. 

 


